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// Im Blickpunkth

Gerade bei mittelst�ndischen Unternehmensstrukturen spielt die Verzahnung zwischen Ertrag- und Erbschaft- bzw.

Schenkungsteuerrecht f�r die Rechtsformwahl eine nicht untergeordnete Rolle. Unter Ber�cksichtigung dieser Verzah-

nung stellen Jorde/G�tz in ihrem Beitrag die Rechtsformen Kapital- und Personengesellschaft einschließlich der Mischfor-

men GmbH & Co. KG und GmbH & atypisch still gegen�ber und zeigen Belastungsunterschiede unter nationalen und

internationalen Aspekten auf. Den Beschluss des Großen Senats des BFH zur Vererblichkeit des Verlustabzugs nach § 10d

EStG kommentieren Schulte/Knief.

Markus van Ghemen, Verantwortlicher Redakteur Steuerrecht

// Standpunkt /
von Martina Ortmann-Babel, StB, und

LarsZipfel, StB, Ernst&Young, Stuttgart

Alle Jahre wieder:
Das Jahressteuergesetz 2009

Mit dem am 30.4.2008 ver�ffentlichten Refe-

rentenentwurf eines JStG 2009 beschert der

Gesetzgeber den Steuerpflichtigen zahlreiche

Einzel�nderungen. Vorteilhaft sind vor allem

die M�glichkeit f�r Unternehmen, die Buch-

f�hrung ins EU/EWR-Ausland zu verlagern,

und die Steuerfreiheit f�r Arbeitgeberleistun-

gen zur betrieblichen Gesundheitsf�rderung

bis zu 500 Euro pro Jahr und Arbeitnehmer.

Positiv ist auch, dass bei der ab 2009 gelten-

den Abgeltungsteuer auf die l�nderbezogene

Anrechnung ausl�ndischer Quellensteuer auf

ausl�ndische Kapitalertr�ge verzichtet wird.

Zudem f�llt f�r beschr�nkt Steuerpflichtige

derMindeststeuersatz von25% wegundwird

ersetzt durch die Anwendung des normalen

ESt-Tarifs, allerdings ohne Ber�cksichtigung

des Grundfreibetrags. Einen kurzfristigen Vor-

teil bringt die Einbeziehung von Schuldgeld

privater Schulen aus der EU/EWR in den Son-

derausgabenabzug. Wermutstropfen hierbei:

Im Jahr 2011 entf�llt der Abzug vollst�ndig –

bisdahinerfolgteine schrittweiseAbsenkung.

Doch wo Licht ist, ist auch Schatten. So wird

die vorteilhafte Rechtsprechung des BFH f�r

die Verlustnutzung aus Beteiligungen an Per-

sonengesellschaften (§ 15a EStG) konterka-

riert und die gewerbesteuerliche erweiterte

Grundst�cksk�rzung eingeschr�nkt. Auch die

Absenkung desQuellensteuerabzugs ab 2009

von 25 auf 15% f�r Dividenden an beschr�nkt

steuerpflichtige ausl�ndische Kapitalgesell-

schaften soll nur nochunterdenAktivit�tsvor-

aussetzungen des § 50d Abs. 3 EStG gew�hrt

werden. Zudem werden bei thesaurierenden

Investmentfondsdie steuerfreienWertpapier-

ver�ußerungsgesch�fte eingeschr�nkt.

Weitere wichtige Maßnahmen sind unter an-

derem die Einf�hrung eines Faktorverfahrens

bei der Lohnsteuer, Sondervorschriften bzgl.

der Behandlung von Umtausch- und Aktien-

anleihen sowie von Bezugsrechten, �nderun-

gen bei der Besteuerung von REITs sowie wei-

tere �nderungen bei der Besteuerung be-

schr�nkt Steuerpflichtiger.

Der Referentenentwurf ist abrufbar unter

www.bundesfinanzministerium.de.

Entscheidungen
BFH:WertsteigerndeZusatzleistungenals

umsatzsteuerfreieGrundst�ckslieferung

MitUrteil vom24.1.2008–VR42/05–hat der BFH

entschieden, dass beim Verkauf eines neu errich-

tetenGeb�udesder�bereine„Grundausstattung“

hinausgehende Einbau von zus�tzlichenTreppen,

W�nden, Fenstern, Duschen etc. durch den Ver-

k�ufer jedenfalls dann ein Bestandteil der steuer-

freienGrundst�ckslieferungnach§ 4Nr. 9Buchst.

aUStG1999 ist, wenndasGeb�udedemErwerber

indemgegen�berder„Grundausstattung“h�her-

wertigen Zustand �bergeben wird. In § 4 Nr. 9

Buchst. a UStG 1999 wurde von der durch die RL

77/388/EWG einger�umten M�glichkeit Ge-

brauch gemacht, die gem�ß Art. 4 Abs. 3 Buchst.

a von der Steuerbefreiung der Richtlinie 77/388/

EWG ausgenommene Lieferung von Geb�uden

oder Geb�udeteilen vor dem Erstbezug weiterhin

von der Umsatzsteuer zu befreien. Die Kl�gerin

des Streitfalles, eine GmbH, verkaufte ein Grund-

st�ck mit von ihr zu errichtendem Geb�ude in

„Grundausstattung“ zu einem Festpreis. Es wur-

den Zusatzleistungen vereinbart, die das FA der

USt unterwarf. Der hiergegen gerichteten Klage

gaben FG und BFH statt.

Volltext des Urt.: // BB-ONLINE BBL2008-1031-1

BFH: Berichtigungsanzeige gegen�ber

unzust�ndigem FA – Hemmung der

Festsetzungsverj�hrung

In dem dem Urteil vom 28.2.2008 – VI R 62/06 –

zugrunde liegenden Fall ließ der Kl�ger in den

Jahren 1993 bis 1996 erzielte Einnahmen aus der

Aus�bung vonAktienoptionen, die er von seinem

Arbeitgeber erworben hatte, in seinen ESt-Erkl�-

rungen vom 6.11.1995 (f�r 1994) bzw. 19.7.1996

(f�r 1995) unber�cksichtigt. Die ESt-Bescheide

wurden bestandskr�ftig. Mit Schreiben vom

14.10.1999, das an das Betriebsst�tten-FA des Ar-

beitgebers gerichtetwar, kl�rte der Arbeitgeber –

auch im Namen des Kl�gers – �ber die Einr�u-

mung der Aktienoptionsrechte auf. Das Wohn-

sitz-FA des Kl�gers erfuhr hiervon am 21.1.2003

und erfasste geldwerte Vorteile mit ge�nderten-

Bescheidenvom19.5.2003. DenEinwanddesKl�-

gers, es sei Festsetzungsverj�hrung eingetreten,

weist der BFH unter Verweis auf § 171 Abs. 9 AO

zur�ck: Reicht ein Steuerpflichtiger vor Ablauf der

Festsetzungsfrist eine Berichtigungsanzeige

i. S. des § 153 Abs. 1 AO bei einem unzust�ndi-

gen FA ein (Schreiben vom 14.10.1999), so ist die

Anzeige zwar erstattet; zur Berechnung der Ab-

laufhemmung nach § 171 Abs. 9 AO ist jedoch

grunds�tzlich auf den Eingang beim zust�ndigen

FA (Wohnsitz-FAdesKl�gers) abzustellen.

VolltextdesUrt.: // BB-ONLINE BBL2008-1031-2

Gesetzgebung
Gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen

Die Bundesrepublik Deutschland hat am

17.4.2008 das �bereinkommen �ber die gegen-

seitigeAmtshilfe in Steuersachendes Europarates

und der OECD unterzeichnet. Das �bereinkom-

men sieht neben dem Auskunftsaustausch f�r

Zwecke der Steuerfestsetzung auch die Amtshilfe

bei der Beitreibung von Steuern und Sozialversi-

cherungsbeitr�gen vor. Insbesondere die zwi-

schenstaatliche Amtshilfe gegen�ber Staaten au-

ßerhalbder EUwirdhierdurchverbessert.

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: RA StB Dr. Stefan Behrens, Frankfurt a.M.; Dipl.-Kfm. StB Oliver D�rfler, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG
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